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Beantwortung Interpellation 
Die Bankstrasse gehört uns allen 
 

 
Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Am 14. Juni 2025 ging bei der Stadtkanzlei nachfolgende Interpellation von Claudia Bieg (SP) mit  
19 Mitunterzeichnenden ein: 
 
Vor drei Jahren hat das Stimmvolk die Initiative «Die Bankstrasse gehört uns allen» angenommen. Der 
Stadtrat wurde beauftragt innerhalb maximal 5 Jahren eine Kreditvorlage für Ersatzbauten auf diesem 
Areal vorzulegen. Nun ist mehr als die Hälfte dieser Frist verstrichen. 
 
Meine Fragen: 
 
Wie weit ist der Stadtrat in der Planung für diese Kreditvorlage? 
 
Die lnitiant*innen haben sich viele Gedanken zur Gestaltung dieses Areals gemacht und auch wir von der 
Fraktion GP/GLP/SP haben Ideen dazu. Wäre der Stadtrat froh um diese Vorschläge? Könnte das 
lnitiativkomitee diese Ideen dem Stadtrat vorstellen? 
 
Gibt es eine Möglichkeit, dass in einer Planung auch Personen, die nicht dem Stadtrat angehören 
mitdenken können? 
 
Wie ist das rechtlich, wenn der Stadtrat die Frist, die ihm in der Initiative gesetzt wurde, nicht einhalten 
kann? 
 
 

Allgemeines 
Vorbemerkungen 

Gemäss Art. 38 Abs. 1 des Geschäftsreglements des Stadtparlaments kann mit einer Interpellation vom 
Stadtrat eine Auskunft über eine Angelegenheit verlangt werden, die in seinen Geschäftsbereich fällt 
oder die Interessen der Stadt berührt. Bei der vorliegenden Interpellation geht es im Wesentlichen um die 
Frage, wie der Stadtrat mit der vom Stimmvolk am 15. Mai 2022 angenommenen Volksinitiative "das 
Bankstrassen-Areal gehört uns allen!" umzugehen gedenkt. Der Stadtrat äussert sich dazu im Sinne von 
allgemeinen einleitenden Bemerkungen wie folgt: 
 
 
Inhalt und Begründung der Volksinitiative vom 15. Mai 2022 

Die bei der Stadtkanzlei am 11. Juni 2021 eingereichte Volksinitiative hatte den folgenden Wortlaut: 
 
"Die Stadt Weinfelden behält das Grundstück Nr. 279 an der Bankstrasse im Eigentum. Der Stadtrat wird 
beauftragt, innerhalb von maximal fünf Jahren nach der Annahme dieser Initiative eine Kreditvorlage für 
Ersatzneubauten auf dem Grundstück Nr. 279 an der Bankstrasse vorzulegen." 
 
Die Initianten begründeten ihre Volksinitiative in der Botschaft im Wesentlichen wie folgt: 
 
- Baugrund an zentraler Lage ist rar geworden, weshalb es keinen Sinn macht, diese Landreserve aus 

der Hand zu geben. 
- Die Menschen in Weinfelden möchten mitbestimmen, wie sich ihre Stadt entwickelt. 
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- Das Bankstrassen-Areal soll als Gestaltungsspielraum für künftige Generationen erhalten bleiben. 
- Für junge und alte Menschen wird es zunehmend schwierig, im Zentrum eine erschwingliche 

Wohnung zu finden. 
- Von der Stadt unterstützte Institutionen mieten sich bei Privaten ein; eine Einmietung in einer 

städtischen Liegenschaft könnte attraktiver sein. 
- Der Kanton ist interessiert an zentrumsnahmen Liegenschaften. 
- Langfristig könnten Büroräume als Reserve für die Stadtverwaltung dienen. 
 
 
Bisherige Schritte seit der Volksabstimmung 

Der Stadtrat äusserte sich unmittelbar nach der Volksabstimmung im Mai 2022 so, dass er die Umsetzung 
der Volksinitiative dem ab Juni 2023 neu zusammengesetzten Stadtrat überlasse. Dieser ging unter der 
Leitung des neuen Stadtpräsidenten wie folgt vor: 
 
- Bei der Erarbeitung der Legislaturziele im Herbst 2023 definierte der Stadtrat als Legislaturziel die 

Klärung der mittel- oder längerfristigen Nutzung des Areals Bankstrasse.  
 

- Im Rahmen eines Workshops im Februar 2024 machte der Stadtrat eine Gesamtschau über das 
Stadtzentrum und diskutierte, wo künftig idealerweise welche Entwicklungen stattfinden sollen. Das 
Bankstrassenareal bildete dabei eines von rund einem Dutzend Handlungsfeldern. 

 
- In den anschliessenden vertiefteren Abklärungen durch den Lenkungsausschuss Stadtzentrum, 

bestehend aus Stadtpräsidenten Simon Wolfer, Stadtschreiber Reto Marty und Bauamtschef Martin 
Belz, wurden die ausgearbeiteten Handlungsfelder bearbeitet und für eine weitere Stadtratssitzung 
aufbereitet. Bezüglich Bankstrassenareal wurden Gespräche der Primar- und Sekundarschulgemeinde 
geführt, deren Behörden sich mit Optionen für schuleigene Nutzungen auseinandersetzten. Diese 
Optionen wurden schliesslich aus baulichen und organisatorischen Gründen verworfen. 

 
- An einem Workshop im August 2024 schälte der Stadtrat drei Handlungsfelder heraus, die für die 

Zentrumsentwicklung prioritär behandelt werden sollen: ein verbesserter Zugang vom Bahnhof zum 
Zentrum (Übergang Bahnhofstrasse, Aufwertung Pestalozzistrasse), die Einführung einer 
Begegnungszone und eine Nutzungsoptimierung des Marktplatzes. Als viertes Handlungsfeld wurde – 
wegen der zeitlichen Vorgaben in der Volksinitiative – das Bankstrassenareal aufgenommen. 

 
- An einer Informationsveranstaltung Ende Oktober 2024 wurde das Stadtparlament über die Vorhaben 

informiert. In einem extern moderierten zweiten Teil dieses Anlasses wurden die Handlungsfelder 
diskutiert. Bezüglich Bankstrassenareal schlug der Stadtrat vor, eine Zwischennutzung ins Auge zu 
fassen, bis eine mehrheitsfähige Lösung für eine neue Gesamtüberbauung gefunden ist. 

 
- Innert der den Fraktionen anschliessend bis Ende Januar 2025 angesetzten Vernehmlassungsfrist 

wurde das Vorhaben des Stadtrats mehrheitlich positiv aufgenommen. 
 

- In der Folge vertiefte im Frühjahr 2025 eine vom Stadtrat eingesetzte ressort- und ämterübergreifende 
Arbeitsgruppe, bestehend aus dem Stadtpräsidenten und den Stadträt/-innen der Ressorts Hochbau 
und Gesellschaft/Gesundheit sowie Mitarbeitenden dieser Ressorts, die Option der Zwischennutzung 
und die Auswirkungen auf das Budget 2026. 

 
 
Absicht des Stadtrats 

 

a) Behalten der Liegenschaft Nr. 279 (Bankstrassenareal) im Eigentum der Stadt 

Das primäre Anliegen der Volksinitiative war, dass die Liegenschaft Nr. 279, bestehend aus dem Haus 
zum Frieden, dem früheren Feuerwehrdepot und dem früheren Bezirksgebäude, weder verkauft noch im 
Baurecht abgegeben wird. Für den Stadtrat ist folglich ein Verkauf oder eine Abgabe im Baurecht kein 
Thema mehr. Die einzige Veräusserungsoption, die der Stadtrat nicht partout ausschliesst, ist ein späterer 
Landtausch. Diese Möglichkeit hängt von künftigen sich bietenden Chancen ab und ein solches Geschäft 
wäre in jedem Fall vom Parlament zu beschliessen. Aktuell ist das nicht vorgesehen. 
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Eine Anfrage bzw. ein Vorschlag der Ebneter Invest AG und der Primarschulgemeinde, Parzelle Nr. 279 
(Bankstrassenareal) gegen Teile der Parzelle Nr. 1499 (Kiesplatz Amriswilerstrasse; Pavillon Martin Haffter 
Schulhaus) zu tauschen, sieht der Stadtrat aktuell als mit dem Begehren der Volksinitiative schwierig zu 
vereinen an, selbst wenn die Ebneter Invest AG in Aussicht stellt, auf dem Bankstrassenareal 
Alterswohnungen zu erstellen (was grundsätzlich einem öffentlichen Interesse entsprechen könnte). 
 
 
b) Spätere Kreditvorlage für Ersatzneubauten 

Die Volksinitiative enthält als sekundäres Anliegen, dass innert maximal fünf Jahren nach der Annahme 
der Volkinitiative eine Kreditvorlage für Ersatzneubauten auf dem Grundstück Nr. 279 an der Bankstrasse 
vorgelegt wird. Dieser Termin ist der 15. Mai 2027.  
 
Über die Fragen der Art und Höhe des vorzulegenden Kredits äussert sich der Initiativtext nicht. Der 
Stadtrat geht nach ersten Abklärungen (gestützt auf Vertiefungsarbeiten von Studierenden der 
Fachhochschule OST der Jahre 2021 und 2023) von einem Investitionswert für ein Neubauprojekt von 
deutlich über Fr. 12 Mio. aus. Ein solcher Kredit würde einer Volksabstimmung bedürfen. Für einen 
vorgelagerten Architekturwettbewerb, der sich an dieser ortsbaulich sensiblen Lage aufzudrängen 
scheint, ist mit Kosten von rund Fr. 350'000 bis 400'000 zu rechnen. Ein solcher Projektierungskredit 
wäre vom Stadtparlament zu genehmigen. 
 
Was, wofür, für wen und wie Ersatzneubauten erstellt werden sollen, nennt der Initiativtext nicht. Das 
Initiativkomitee hat in der Abstimmungsbotschaft, wie vorstehend erwähnt, seine Ideen grob umrissen. 
Konkretisierte Vorstellungen liegen bis heute nicht vor. 
 
Der Stadtrat hält es für einen wenig verantwortungsvollen und aussichtsreichen Weg, Ersatzneubauten zu 
konzipieren und planen, ohne dass klar ausgewiesene Bedürfnisse bestehen, die unter den städtischen 
Aufgabenbereich fallen. Der Bau und Betrieb eines Renditeobjekts mit Wohnungen und Büros, der an 
dieser zentralen Lage verlockend sein könnte, ist aus der Sicht des Stadtrats nicht Aufgabe der Stadt. Eine 
gemischte Nutzung mit vermieteten Flächen beispielsweise in den Obergeschossen und einer öffentlichen 
Nutzung im Erdgeschoss könnte im Rahmen eines durchdachten Gesamtkonzepts dereinst eine Lösung 
sein. Eine kurzfristige dringliche Notwendigkeit ist aktuell aber nicht gegeben. 
 
Der Stadtrat sieht mittel- bis längerfristig verschiedene Optionen für das Bankstrassenareal (Beispiele): 
 
- Zu denken ist an tendenziell wachsende Bedürfnisse der Stadtverwaltung, insbesondere falls künftig 

vermehrt Zusammenschlüsse mit Verwaltungsabteilungen anderer Gemeinden erfolgen sollten 
(Bericht der Federas Beratungs AG "Raumbedarfs- und Bedürfnisanalyse Stadtverwaltung und 
stadtnahe Institutionen" vom 03.05.2021). Die Geschäftsleitung der Stadtverwaltung und alsdann 
der Stadtrat setzen sich in der zweiten Hälfte der laufenden Amtsdauer vertieft mit der 
Weiterentwicklung der Verwaltung auseinander (siehe dazu auch die Legislaturziele). Die Stadt steht 
sodann laufend im Kontakt mit der Liegenschaftenverwaltung des Kantons Thurgau sowie den in 
Weinfelden ansässigen Berufsschulen. Ein neues bzw. zusätzliches Verwaltungsgebäude soll ins 
Auge gefasst werden, wenn ein konkreter Bedarf besteht, dem in den bestehenden Gebäuden nicht 
mehr sinnvoll entsprochen werden kann.  
 

- Denkbar sind künftige zunehmende Raumbedürfnisse im Zusammenhang mit der demografischen 
Entwicklung und dem Bevölkerungswachstum, insbesondere mit der Thematik Alter und 
Gesundheit. 

 
- Kulturelle Angebote sieht der Stadtrat primär an näherer und besser zugänglicher Lage beim 

Bahnhof und im Entwicklungsgebiet südlich des Marktplatzes. Gleichwohl könnte dereinst auch das 
Bankstrassenareal für solche Nutzungen interessant sein, etwa für die Regionalbibliothek, welche 
momentan gemäss eigenen Angaben über knappe räumliche Verhältnisse verfügt, oder das 
Theaterhaus Thurgau, das am bestehenden Standort mit einem befristeten Baurecht gebaut wurde. 

 
- Aus einer Zwischennutzung können sich möglicherweise (erprobte) Ideen ergeben und entwickeln, 

die in ein späteres Neubauprojekt integriert werden können. 
 
Nebst der fehlenden kurzfristigen Dringlichkeit sprechen gegen den Bau von Ersatzneubauten innert der 
in der Volksinitiative genannten Frist vor allem weitere Investitionsvorhaben der Stadt und der Schulen. 
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Diese werden als prioritärer erachtet und sind finanziell schwer zu tragen. Die Primar- und 
Sekundarschulgemeinden rechnen in den kommenden Jahren mit einem Investitionsbedarf von gegen 
100 Mio. Franken für die Schulinfrastruktur. Das Budget 2026 und der Investitionsplan 2027-2031 sieht 
Investitionen der Stadt von gegen Fr. 30 Mio. vor. Dabei handelt es sich vor allem um den Erhalt und die 
Erneuerung bestehender Infrastrukturen sowie um punktuelle Erweiterungen, etwa als Folge des 
Bevölkerungswachstums. 
 
  
c) Zwischennutzung 

Die Ausgangslage auf dem Bankstrassenareal (Parzelle Nr. 279) zeigt sich gegenwärtig wie folgt: 
 
- Das Haus zum Frieden steht leer.  
 
- Der westliche Teil des alten Feuerwehrdepots und die Einstellhallen sind hauptsächlich privat 

vermietet. 
 
- Die Wohnung über den Einstellhallen dient den Sozialen Diensten der Stadt als Notwohnung. 
 
- Das Bezirksgebäude ist privat vermietet (zwei Büros und eine Wohnung).  
 
Der Stadtrat will der Volkinitiative mit dem Titel "das Bankstrassen-Areal gehört uns allen!" insoweit 
gerecht werden, als die Liegenschaft im Eigentum der Stadt bleiben und im Rahmen einer 
Zwischennutzung mindestens Teile des Areals einer möglichst breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden soll. Dafür soll das Haus zum Frieden abgebrochen und die freiwerdende Fläche einer 
öffentlichen Nutzung zugeführt werden. Auf den Abbruch des früheren Feuerwehrdepots soll vorläufig 
verzichtet und stattdessen geprüft werden, ob eine öffentliche Zwischennutzung in den Bestandesbauten 
einem Bedürfnis entspricht und unkompliziert umgesetzt werden kann. Die Notwohnung soll für ihren 
Zweck bestehen und das Bezirksgebäude vorläufig privat vermietet bleiben, solange kein überwiegendes 
öffentlichen Nutzungsinteresse daran besteht. Für die Zwischennutzung wird mit einem Zeithorizont von 
rund 5 bis 10 Jahren gerechnet. 
 
Der Stadtrat hat im Budget 2026 für den Abbruch des Hauses zum Frieden 70'000 Franken eingestellt 
(Budget Erfolgsrechnung Konto 9632.3430.40). Für einen partizipativen Prozess und bauliche 
Abklärungen im Zusammenhang einer Zwischennutzung (a) des alten Feuerwehrdepots (exkl. 
Notwohnung) und (b) der freiwerdenden Fläche im Bereich Haus zum Frieden sind im Budget 25'000 
Franken vorgesehen (Budget Erfolgsrechnung Konti 9632.3430.40). Zudem ist für eine externe 
Unterstützung zur Bearbeitung des Legislaturziels der Entwicklung einer Strategie zur Weiterentwicklung 
der Verwaltung ein Betrag von Fr. 25'000 eingestellt (Erfolgsrechnung Konto 0221.3132.02). 
 
 
d) Fazit 

Zusammengefasst sieht der Stadtrat aktuell kein ausgewiesenes Bedürfnis im Rahmen städtischer 
Kernaufgaben, welche angesichts der aktuellen finanziellen Situation ein voraussichtlich über 12 Mio. 
Franken teures Neubauprojekt rechtfertigen und innert der Initiative enthaltenen Frist politisch 
mehrheitsfähig machen würde. Ein solches Projekt bedarf eines längerfristigen Entwicklungszeitraums mit 
einem Finanzierungskonzept, damit es einer Volksabstimmung standhält. Der Stadtrat hat deshalb darauf 
verzichtet, im Investitionsbudget 2026 einen Betrag für eine Projektierung von Ersatzneubauten im 
Rahmen eines Wettbewerbs einzustellen. Er sieht es aber als die ihm vom Volk übertragene Aufgabe an, 
laufend Möglichkeiten für potenzielle langfristige Nutzungen des Areals zu prüfen und zur gegebenen 
Zeit eine Kreditvorlage auszuarbeiten. In der Mitte der Finanzplanperiode 2027-2030 wird deshalb ein 
Projektierungskredit eingestellt. 
 
Das Haus zum Frieden soll im Jahr 2026 abgebrochen und die freiwerdende Fläche einer nach 
Möglichkeit öffentlichen Nutzung zugeführt werden. Ebenso soll das alte Feuerwehrdepot für eine 
öffentliche Zwischennutzung bereitgestellt werden. In einem partizipativen Prozess sollen die Bedürfnisse 
und Nutzungsmöglichkeiten eruiert werden. 
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Fragebeantwortung 
 
Wie weit ist der Stadtrat in der Planung für diese Kreditvorlage? 
 
Es wird auf die vorstehenden Ausführungen unter Allgemeines verwiesen. 
 
 
Die lnitiant*innen haben sich viele Gedanken zur Gestaltung dieses Areals gemacht und auch wir von der 
Fraktion GP/GLP/SP haben Ideen dazu. Wäre der Stadtrat froh um diese Vorschläge? Könnte das 
lnitiativkomitee diese Ideen dem Stadtrat vorstellen? 
 
Ideen können selbstverständlich jederzeit eingebracht werden. Mit den Parlamentariern der GLP 
beispielsweise hat nach erfolgter Anfrage ein Ausschuss des Stadtrats am 20. Juni 2025 ein Gespräch 
geführt. 
 
 
Gibt es eine Möglichkeit, dass in einer Planung auch Personen, die nicht dem Stadtrat angehören 
mitdenken können? 
 
Es ist vorgesehen, im Jahr 2026 in einem partizipativen Prozess die Bedürfnisse und Ideen der 
Bevölkerung abzuholen, in erster Linie mit Blick auf die vorgesehene Zwischennutzung. Siehe dazu die 
vorstehenden Ausführungen unter Allgemeines. 
 
 
Wie ist das rechtlich, wenn der Stadtrat die Frist, die ihm in der Initiative gesetzt wurde, nicht einhalten 
kann? 
 
Der Stadtrat schlägt dem Stadtparlament wie vorstehend beschrieben den Weg einer grundsätzlich 
öffentlich zugänglichen Zwischennutzung vor und nimmt hierfür drei Beträge in das Budget 2026 auf 
(Konto 0221.3132.02: Fr. 25'000; Konto 9632.3430.40; Fr. 70'000 plus Fr. 25'000). Wenn das Budget 
so verabschiedet wird, geht der Stadtrat davon aus, dass das Stadtparlament diesen etappierten 
Umsetzungsvorschlag des Stadtrats unterstützt. Diesfalls geht der Stadtrat wie vorstehend unter 
Allgemeines dargelegt vor. Eine streng wortgetreue Umsetzung der Volksinitiative wird dabei innert Frist 
nicht erfolgen. Stimmt das Stadtparlament dem Vorgehen über die Budgetgenehmigung zu, treibt der 
Stadtrat das vorgesehene Vorgehen voran und sieht den Initiativauftrag damit vorläufig als erfüllt an. 
 
Wenn das Stadtparlament es hingegen mit Blick auf die Umsetzung Volksinitiative als geboten und 
notwendig erachtet, dass der Stadtrat bis zum 22. Mai 2027 eine Kreditvorlage unterbreitet, geht der 
Stadtrat davon aus, dass das Stadtparlament im Investitionsbudget 2026 einen Betrag zwischen Fr. 
350'000 bis Fr. 400'000 für einen Architekturwettbewerbskredit für Ersatzneubauten auf dem Areal 
aufnimmt. Sollte dies der Fall sein, würde der Stadtrat nach Möglichkeit im Jahr 2026 dem Parlament 
eine entsprechende Kreditvorlage unterbreiten und der Volksinitiative auf diese Art entsprechen. 
 
 
Weinfelden, 23. September 2025 
 
 
STADTRAT WEINFELDEN 
 
Der Stadtpräsident:  Simon Wolfer 
 
Der Stadtschreiber:  Reto Marty 


